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Zwangssicherungshypothek: Augen auf beim Grundstückskauf 

 
  
Der Käufer eines Grundstücks, das mit einer Zwangssicherungshypothek belastet ist, muss auch 
dann an den Berechtigten zahlen, wenn dessen Forderung erfüllt oder verjährt ist. Dies gilt nur 
dann nicht, wenn diese Einwendungen erst entstanden, nachdem der zugrunde liegende Titel 
(Urteil, Vollstreckungsbescheid) rechtskräftig geworden ist.  
 
Der Geschäftsführer einer Firma nahm bei einer Bank verschiedene Darlehen auf. Er bestellte an 
seinen Grundstücken zugunsten der Bank Grundschulden. Da der Geschäftsführer die Darlehen 
nicht zurückzahlen konnte, betrieb die Bank die Zwangsvollstreckung in die Grundstücke. Der 
Geschäftsführer wehrte sich gegen die Zwangsvollstreckung. Er erhob eine 
Vollstreckungsgegenklage, die jedoch erfolglos blieb. Daraufhin ließ die Bank eine 
Zwangssicherungshypothek auf einem der Grundstücke eintragen.  
 
Der Geschäftsführer verkaufte das Grundstück mit der Zwangssicherungshypothek; der Käufer 
wurde als neuer Eigentümer in das Grundbuch eingetragen. Die Bank betrieb die 
Zwangsversteigerung aufgrund der Zwangssicherungshypothek in dieses Grundstück. Der Käufer 
leistete Zahlungen, um die Zwangsversteigerung aufzuhalten.  
 
Da die Zahlungen nicht zur Tilgung der Forderungen der Bank ausreichten, wurde das Grundstück 
versteigert. Da das Grundstück ohnehin verloren war, verlangte der Käufer die von ihm geleisteten 
Zahlungen von der Bank zurück. Denn die Bank habe gar kein Recht auf die Zahlungen gehabt. Er 
habe teilweise auf verjährte und teilweise auf bereits erfüllte Ansprüche geleistet. Die Bank wandte 
ein, dass diese Einwände bereits in der ersten Vollstreckungsgegenklage des Geschäftsführers 
hätten geltend gemacht werden müssen.  
 
Der BGH gab der Bank Recht. Zwar habe der Käufer nur zur Abwendung der Zwangsvollstreckung 
gezahlt, so dass er grundsätzlich Leistungen auf verjährte oder bereits erfüllte Forderungen 
zurückverlangen könne. Der Verkäufer jedoch habe bereits vor dem Verkauf eine Klage gegen die 
Zwangsvollstreckung durchgeführt. Alle Einwendungen, die der Verkäufer in diesem ersten 
Verfahren hätte geltend machen können, seien auch dem Käufer jetzt abgeschnitten.  
 
STELLUNGNAHME DER KANZLEI GÖDDECKE 
Beim Erwerb eines belasteten Grundstücks ist Vorsicht geboten. Leistet der Erwerber Zahlungen 
auf eine nicht mehr bestehende oder verjährte Forderung an die Bank, um die 
Zwangsvollstreckung abzuwenden, kann er diese zwar grundsätzlich zurückfordern. In der Regel 
wird der Erwerber nämlich zur Abwendung der Zwangsvollstreckung leisten, so dass die 
Rückforderung nicht per se ausgeschlossen ist. Hatte aber der Rechtsvorgänger bereits gegen die 
Zwangsvollstreckung geklagt und hätte er dort einwenden können, dass die Forderung teilweise 
nicht mehr besteht oder verjährt ist, kann der Erwerber diese Einwände nicht mehr geltend 
machen.  
 
Die Zwangshypothek und der zugrunde liegende Titel (Urteil oder Vollstreckungsbescheid) sind 
aus dem Grundbuch ersichtlich. Bevor der Käufer Zahlungen leistet oder verweigert, sollte 
anwaltlicher Rat eingeholt werden. Die KANZLEI GÖDDECKE prüft für Sie, ob mögliche Einwände 
berechtigt sind oder nicht. 
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